
Virtuelle Mitgliederversammlungen



MV ./. Vorstand – Wer entscheidet was?
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bei Grundsatzangelegenheiten

(§ 32 Abs.1 S.1 BGB)

aber: § 40 S. BGB 

Vertretung § 26 Abs. 1 S.2 BGB

Geschäftsführung §27 Abs. 3 S. 1 
BGB

Aber: § 40 S. BGB

MV

Vorstand



Die MV entscheidet über…
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… die Bestellung (Wahl, Berufung, Abwahl,… ) des Vorstandes (§27 Abs. 1 BGB)

… die Änderung der Vereinssatzung  (§ 33 BGB)

… die Auflösung des Vereins  (§ 41 BGB) 

Die Satzung kann es anderes regeln. § 40 BGB

Achtung: In § 40 BGB ist benannt, was die Satzung anders regeln kann. 

§ 41 (Auflösung)

Auf eine Aufzählung der Aufgaben der MV sollte nicht verzichtet werden. z.B. 
Berichtserstattung durch Vorstand 



Mitgliederversammlung – Wann?
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Ordentliche Mitgliederversammlung(§ 36 BGB)

Die Einberufung ist in den von der Satzung bestimmten 
Fällen (sog. ordentliche MV), sowie dann zu berufen, wenn 
es das Interessen des Vereins verlangt

außerordentliche MV (§ 37 BGB) 

wenn eine Minderheit von Vereinsmitgliedern dies vom 
Vorstand verlangt  (z.B. ein Zehntel aller Mitglieder) 
Satzungsregel



Mitgliederversammlung – wie? Beschlussfassung 
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MV

Vorstand

Beschlüsse

§ 28 Beschlussfassung des 
Vorstandes

Bei einem Vorstand, der aus 
mehreren Personen besteht, 
erfolgt die Beschlussfassung 
nach den für die Beschlüsse 

der Mitglieder des Vereins 
geltenden Vorschriften der §§

32 und 34.

§ 32 Mitgliederversammlung; 
Beschlussfassung

(1) Die Angelegenheiten des Vereins 
werden, soweit sie nicht von dem 

Vorstand oder einem anderen 
Vereinsorgan zu besorgen sind, durch 

Beschlussfassung in einer 
Versammlung der Mitglieder geordnet. 

Zur Gültigkeit des Beschlusses ist 
erforderlich, dass der Gegenstand bei 
der Berufung bezeichnet wird. Bei der 

Beschlussfassung entscheidet die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen.



Beschlussfassungen
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MV

Vorstand

Beschlüsse

§ 32 Abs. 2 

Auch ohne Versammlung der 
Mitglieder ist ein Beschluss gültig, 

wenn alle (Anm.: 
stimmberechtigten) Mitglieder ihre 

Zustimmung zu dem Beschluss 
schriftlich erklären. 



Beschlussfassung in einer Versammlung der Mitglieder

REGELFALL, § 32 Abs. 1

AUSNAHME, § 32 
Abs.2:Die Angelegenheiten 

des Vereins werden, 
soweit sie nicht von 
dem Vorstand oder 
einem anderen 
Vereinsorgan zu 
besorgen sind, durch 
Beschlussfassung in 
einer Versammlung der 
Mitglieder geordnet.

ohne MV, wenn alle 
Mitglieder ihre 
Zustimmung zu dem 
Beschluss schriftlich
erklären. 
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Beschlussfassungen



§ 32 BGB - alt

Beschlussfassung in einer Versammlung der Mitglieder

REGELFALL, § 32 Abs. 1 AUSNAHME, § 32 
Abs.2:

Die Angelegenheiten des 
Vereins werden, soweit sie 
nicht von dem Vorstand 
oder einem anderen 
Vereinsorgan zu besorgen 
sind, durch 
Beschlussfassung in einer 
Versammlung der 
Mitglieder geordnet.

ohne MV, wenn alle 
Mitglieder ihre 
Zustimmung zu dem 
Beschluss schriftlich
erklären. 

seit 2
1

.0
3

.2
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§ 32 

Abs.2 BGB 
NEU

Beschlussfassungen



Beschlussfassungen
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MV

Vorstand

Beschlüsse

§ 32 Abs. 2 NEU:

Bei der Berufung der Versammlung kann
vorgesehen werden, dass Mitglieder auch
ohne Anwesenheit am Versammlungsort 

im Wege der elektronischen 
Kommunikation an der Versammlung 

teilnehmen und andere Mitgliederrechte 
ausüben können (hybride Versammlung). 

Die Mitglieder können beschließen, dass 
künftige Versammlungen auch als 

virtuelle Versammlungen einberufen 
werden können, an der Mitglieder ohne 
Anwesenheit am Versammlungsort im 

Wege der elektronischen Kommunikation
teilnehmen und ihre anderen 

Mitgliederrechte ausüben müssen.



SATZ 1

Bei der Berufung der Versammlung kann vorgesehen 
werden, dass Mitglieder auch ohne Anwesenheit am 
Versammlungsort im Wege der elektronischen 
Kommunikation an der Versammlung teilnehmen und 
andere Mitgliederrechte ausüben können (hybride 
Versammlung). 

(Vorstand) kann entscheiden; ohne Satzungsregelung
KEIN Recht der Mitglieder auf virtuelle Versammlung (Ausnahme: 

Satzungsregelung)
im Wege der elektron. Kommunikation
techn. Umsetzung offen gelassen
 können / Wahlmöglichkeit  hybrid

§ 32 Abs.2 BGB NEU



SATZ 1

Bei der Berufung der Versammlung kann vorgesehen 
werden, dass Mitglieder auch ohne Anwesenheit am 
Versammlungsort im Wege der elektronischen 
Kommunikation an der Versammlung teilnehmen und 
andere Mitgliederrechte ausüben können (hybride 
Versammlung). 

Hybrid  NICHT rein virtuell
Präsenz mit virtueller Möglichkeit, die die Mitglieder wählen können
Beschlussfassung in der Versammlung

Probleme: Beschlussfähigkeit, Stimmrecht, Mehrfachstimmrecht; geheime 
Abstimmung, Technik, Teilhabe an der Versammlung

§ 32 Abs.2 BGB NEU



SATZ 2

Die Mitglieder können beschließen, dass künftige Versammlungen 
auch als virtuelle Versammlungen einberufen werden können, an der 
Mitglieder ohne Anwesenheit am Versammlungsort im Wege der 
elektronischen Kommunikation teilnehmen und ihre anderen 
Mitgliederrechte ausüben müssen. 

MV entscheidet, ohne Satzungsänderung  völlig neu im Vereinsrecht
einfache Mehrheit (Ausn. Satzungsregelung)
Wirkung wie Satzungsänderung ohne Eintragung
für KÜNFTIGE Versammlungen
dauerhaft oder nur für nächste Versammlung
MÜSSEN; nicht können  rein virtuell  keine Präsenz
Beschlussrücknahme möglich

§ 32 Abs.2 BGB NEU



Der Vorstand wird ermächtigt, mit einfacher Mehrheit zu 
beschließen, die Mitgliederversammlung ‒ sofern dem keine 
zwingenden gesetzlichen Regelungen entgegenstehen ‒
auch als rein virtuelle Versammlung einzuberufen, an der die 
Mitglieder ohne Anwesenheit am Versammlungsort im Wege 
der elektronischen Kommunikation teilnehmen und ihre 
Mitgliederrechte ausüben.

§ 32 Abs.2 BGB NEU - Formulierungsvorschlag



Zulässig ist dabei die Nutzung jede Art der Telekommunikation 
und Datenübertragung, auch in Kombination verschiedener 
Verfahren, die die Ton- (und Bild-)Übertragung aller 
Redebeiträge der teilnehmenden Mitglieder von der und an die 
Mitgliederversammlung garantiert. 

Damit ist gewährleistet, dass das Rede-, Antrags- und 
Auskunftsrecht auch der Mitglieder, die online teilnehmen, 
gesichert ist.

§ 32 Abs.2 BGB NEU - Formulierungsvorschlag



Die Mitglieder erhalten die Zugangsdaten zum virtuellen 
Versammlungsraum spätestens drei Tage vor Beginn der 
Versammlung per Mail. Die Mitglieder sind verpflichtet, dem 
Vorstand ihre aktuelle E-Mail-Adresse mitzuteilen. Unterlässt das 
Mitglied das, ist der Verein nicht verpflichtet, es auf anderem Wege 
einzuladen. Die Mitglieder sind verpflichtet, übermittelte 
Zugangsdaten keinem Dritten zugänglich zu machen und unter 
Verschluss zu halten. Virtuell teilnehmende Mitglieder müssen 
sicherstellen, dass unberechtigte Dritte von den Inhalten der 
Versammlung keine Kenntnis erhalten können.

§ 32 Abs.2 BGB NEU - Formulierungsvorschlag

Es gibt Auffassungen, die sagen, dieser Beschluss 
darf dem Vorstand nicht das Wahlrecht zwischen 
virtuell, Präsenz und hybrid geben.



Wird eine hybride oder virtuelle Versammlung einberufen, so 
muss bei der Berufung auch angegeben werden, wie die 
Mitglieder ihre Rechte im Wege der elektronischen 
Kommunikation ausüben können.

SATZUNG DARF WEITER ALLES REGELN

§ 32 Abs.2 BGB NEU



Was sonst (nach wie vor) gilt:

Vorstand beruft ein, wenn Satzung nichts anderes regelt
Beschlussgegenstand in der Einladung bezeichnen
bei Schlussfassung: einfache Mehrheit
§ 28 BGB verweist auf § 32 BGB  Regelungen gelten auch für 

Vorstandssitzungen und andere Gremien

§ 32 ist abdingbar = Satzung darf es anders 
regeln

§ 32 Abs.2 BGB NEU



Checkliste Mitgliederversammlung
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 Einladung:

 Wurde rechtzeitig eingeladen? 
 Wer lädt ein?
 Wer wird eingeladen? 
 Wurde in der richtigen Form eingeladen?
 Zeit und Ort der MV?
 Tagesordnung und Anträge



Mitgliederversammlung – Einladung
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• Zuständig für die Einberufung/Einladung ist der Vorstand 
(Vertretungsregelung beachten)

• Form und Frist lt. Satzung  virtuell  EINLADUNG PER MAIL
• Einladung muss die Beschlussgegenstände enthalten
• Beschlussgegenstände müssen hinreichend bestimmt sein

Bei virtueller Beschlussfassung:
• Wer entscheidet ob?
• Was soll nicht virtuell entschieden werden 

können?
• Bis wann kann entschieden werden?
• Bis wann wird virtueller Zugang verschickt?

•  evtl. GO zur Mitgliederversammlung



Mitgliederversammlung – Tagesordnung
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Die Tagesordnung muss all die 
Angelegenheiten enthalten, zu denen ein 
Beschluss, eine Abstimmung, eine Wahl …. 
gefasst/abgehalten werden soll.

Der Beschlussgegenstand / die 
Wahlhandlung muss eindeutig in der TO 
benannt werden.
Bei Satzungsänderungen muss klar 
erkennbar sein, wie die Änderung in der 
Satzung lauten soll.   



Checkliste Mitgliederversammlung
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 Wer leitet die Versammlung? 
 Schriftführer/Protokollant bestellt?
 Beschlussfähigkeit feststellen
 Verabschiedung der Tagesordnung, 
 Anträge mit aufnehmen?
 Wer hat Stimmrecht, wer übt Stimmrecht aus?
 Ist Anzahl von Stimmen zu berücksichtigen?
 Abstimmungsform, offen, geheim – Stimmzettel vorbereiten.
 Welche Mehrheiten-Regelung gilt für die einzelnen 

Abstimmungen?
 Ist eine Wahlkommission zu wählen? Gibt es einen Wahlordnung
 Welche Ämter müssen gewählt, berufen, bestätigt werden?
 Protokollierung der Beschlüsse, wer ist zuständig?



Mitgliederversammlung – Leitung
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• Die MV leitet die in der Satzung dafür vorgesehene Person
• Fehlt eine Satzungsregelung, dann leitet der Vorstand, hier in 

der Reihenfolge der aufgezählten Vorstandsämter
• Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, wählt die MV den 

Versammlungsleiter 

Achtung:  Leitet eine 
unzuständige Person die MV, 
kann dies zur  Unwirksamkeit der 
dort gefassten Beschlüsse 
führen.



Mitgliederversammlung – Beschlusfähigkeit
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Die MV ist beschlussfähig, wenn die MV satzungsgemäß 
eingeladen wurde (Form, Frist). 

Wenn die Satzung eine  Mindestteilnehmerzahl fordert, 
so muss diese erreicht sein, andernfalls mit der Zahl der 
Erschienenen.



Mitgliederversammlung – Anträge
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• Anträge zur Geschäftsordnung jederzeit möglich (z.B. Änderung der 
Reihenfolge der TOP)

Aber: Ordnungen, die den Ablauf regeln, sind diese bindend, ggf. 
muss vorher die Ordnung geändert werden. 

• Sachanträge können zur MV oder davor eingereicht, nur dann behandelt 
werden, wenn die Satzung das ausdrücklich zulässt.

• Für Dinglichkeitsanträge gilt nichts anderes.
• Anträge, über die in der MV beschlossen werden soll, müssen in der 

Einladung mitgeteilt werden. Sollen danach noch Anträge zulässig sein, 
braucht es eine Satzungsregelung.

Beispiele: 
• Regelungen in Satzungen von Dachverbänden   
• Terminankündigung > Einladung mit TOP > Rückmeldung von Anträgen bis 

Termin > Bekanntgabe der weiteren Anträge 



Stimmrecht
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• JEDES Mitglied 1 Stimme

• Das Stimmrecht ist höchstpersönlich auszuüben, heißt: 
wer nicht anwesend ist, kann seine Stimme nicht abgeben.  
• Satzung kann das anders regeln.

• Minderjährige
• ab 7 Jahren: gesetzliche Vertreter (Eltern) stimmt ab. 
• bis 6 Jahre (geschäftsunfähig): gesetzliche Vertreter 

nimmt nur an der Abstimmung teil und stimmt nicht 
ab.

Satzung kann etwas anderes regeln 
Delegiertenversammlung; oder Stimmrecht ab einem 
bestimmten Alter (z.B. 16 Jahre)



Exkurs: Mehrheiten
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einfache Mehrheit -§ 32 As. 1 Satz 3 BGB 

Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen (sog. Einfache Mehrheit). 
Abgegebene Stimmen =   zum Zeitpunkt der 
Abstimmung/Wahlakt abgegebene Ja-Stimmen oder Nein-
Stimmen. 
nicht mitgezählt werden: 
• nicht abgegebene Stimmen Anwesender
• sich nicht Beteiligter
• ungültige Stimmen (z.B. falsch ausgefüllte/angekreuzte 

schriftliche Wahlzettel.)



Exkurs: Mehrheiten

28

§ 32 As. 1 Satz 3 BGB

MERKE

Für den VL /Wahleiter ist lediglich zu prüfen, wurden mehr Ja-
Stimmen oder mehr Nein-Stimmen abgegeben
einfache Mehrheit = mehr Ja- als Nein-Stimmen
qualifizierte Mehrheit  - je nach Regleung



Exkurs: Mehrheiten
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Satzungsregelungen (einfache Mehrheit)
Formulierungen wie: 

Mehrheit der anwesenden Stimmen, 
Mehrheit der Stimmberechtigten, 
Mehrheit der gültigen Stimmen etc., 

= wie Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu verstehen BGH-
Beschluss 1982 

Nur wenn die Satzung ausdrücklich aussagt, dass auch 
Enthaltungen oder nicht abgegebene Stimmen etc. gewertet 
werden sollen (nicht nur die Ja- und Nein-Stimmen) dann gilt 
eben die Regelung der Satzung 

MERKE



Exkurs: Mehrheiten
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Satzung kann abweichende Mehrheiten festlegen

MERKE

Eine von der einfachen Mehrheit abweichende Mehrheit ist die 
qualifizierte Mehrheit (für Satzungsänderungen und Auflösung 
nach BGB vorgesehen), von der die Satzung abweichen kann und 
durch die einfache Mehrheit oder auch durch höhere Mehrheiten 
z.B. 4/5 Mehrheit ersetzen könnte. 



Exkurs: Mehrheiten
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Satzung kann abweichende Mehrheiten festlegen (Begrifflichkeiten)
Absolute Mehrheit 
• absolute Mehrheit braucht einen Bezugspunkt, z.B.  Mehrheit aller 

Mitglieder (aller Mitglieder des Vereins)
• regelt Satzung keinen Bezugspunkt, so ist die absolute Mehrheit 

nur einfache Mehrheit 
Relative Mehrheit 
• mehrere Anträge zu einem Beschlussgegenstand  der Antrag mit 

den meisten Ja-Stimmen entscheiden (z.B. Bei 3 Kandidaten für 
das Amt des Vorsitzenden soll der gewinnen, der die meisten 
Stimmen auf sich vereint.)

• nur mit entsprechender Satzungsregelung möglich



Exkurs: Mehrheiten
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gesetzliche Mehrheiten
• § 33 Abs. 1 Satz 1 BGB (qualifizierte Mehrheit) 

• Satzungsänderungen Mehrheit von ¾ der abgegebenen Ja-
und Nein- Stimmen erforderlich (abdingbar; aber mindestens 
einfache Mehrheit) 

• §32 Abs. 1 Satz 2 BGB
• Änderung des Vereinszweckes ist die Zustimmung aller 

Mitglieder erforderlich. (abdingbar)
• § 41 Satz 2 BGB

• Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von ¾ der 
abgegebenen Stimmen erforderlich. (abdingbar; aber 
mindestens einfache Mehrheit)
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Anke Schiller-Mönch 
Telefon: 0361 – 34054320 
Email: a.schiller-moench@lsb-thueringen.de


